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A. Mündliche Fragen gemäß I. der Richtlinien 


Geschäftsbereidi des Bundesministers der Justiz 


1. Abgeordneter 

Kahn- 

Ackermann 

(SPD) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, angesichts 
der zahlreichen Beanstandungen von Entschä- 
digungsberechtigten nach dem Reidishaft- 
pflichtgesetz gegenüber der Deutschen Bundes- 
bahn, daß aus dem Jahr 1908 stammende 
Reichshaftpflichtgesetz, das in keiner Weise 
mehr den Erfordernissen der Gegenwart ent- 
spricht und zu zahlreichen, ungerechtfertigt 
niedrigen Entschädigungsleistungen an Opfern 
von Eisenbahnunglücken führt, baldigst zu 
ändern? 


2. Abgeordneter 

Reddemann 

(CDU/CSU) 


Wie oft hat die Bundesregierung seit dem 1. 
November 1969 Anträgen von Staatsanwalt- 
schaften zugestimmt, gegen Journalisten we- 
gen Veröffentlichung angeblicher Staatsge- 
heimnisse zu ermitteln, und in wie vielen die- 
ser Fälle laufen Ermittlungsverfahren? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


3. Abgeordneter 
Engholm 
(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
Deutschen Industrie- und Handelstages (Zeit- 
schrift „Position", 4/72), „Im Sinne einer Koor- 
dinierung von Betriebsverfassungsgesetz und 
Berufsbildungsgesetz wäre es aber wünschens- 
wert, auch dem Ausbildenden die Möglichkeit 
zu geben, den Ausbildungsvertrag zu ver- 
längern. Das wird jedesmal dann wichtig sein, 
wenn bei einem leistungsschwachen Lehrling 
durch • — wenn auch gesetzlich verankerte — 
ausbildungsfremde Tätigkeit die Erreichung 
des Ausbildungsziels gefährdet erscheint.", 
und gedenkt sie, eine entsprechende Gesetzes- 
initiative zu ergreifen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


4. Abgeordneter 

Rollmann 


(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung die Absicht, die 
Wirtschaftspolitik Chiles, die 1972 eine In- 
flationsrate von über 180Vo und ein mini- 
males Wirtschaftswachstum zur Folge hatte 
sowie durch eine Mißachtung des deutschen 
Privateigentums in Chile gekennzeichnet ist, 
auch noch durch eine jährliche Kapitalhilfe 
in Höhe von 50 Millionen DM zu unterstützen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


5. Abgeordneter 
Dr. Hupka 

(CDU/CSU) 


6. Abgeordneter 

Walther 

(SPD) 


7. Abgeordneter 

Walther 


(SPD) 


8. Abgeordneter 
Dr. Miltner 

(CDU/CSU) 


9. Abgeordneter 

Dr. Miltner 
(CDU/CSU) 


10, Abgeordneter 
Pfeffermann 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß Aus- 
siedler aus der Sowjetunion hohe Abstands- 
zahlungen für Ausbildungskosten (in Größen- 
ordnungen bis zu 20 000 DM) aufbringen müs- 
sen, und besteht eine Möglichkeit, daß die zur 
Erlangung der Ausreiseerlaubnis gezahlten 
Beträge den Aussiedlern nach ihrem Eintref- 
fen hier zurückerstattet werden? 

Wieviel der im Bundeshaushalt und im Bun- 
desgrenzschutz ausgewiesenen Stellen sind 
mit Dienstpflichtigen besetzt, und weldie Ko- 
sten entstehen für sie? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Ein- 
satz- und Verwendungsmöglichkeiten für 
Dienstpflichtige im Verhältnis zu Bundesgrenz- 
beamten, und wie soll die Besetzung der im 
Bundeshaushalt ausgewiesenen Stellen durch 
Beamte erreicht werden, falls die Bundesre- 
gierung diese Besetzung für notwendig er- 
achtet? 

Treffen Pressemeldungen zu, daß die Bundes- 
regierung sich unter Berufung auf das Wohl 
des Bundes geweigert habe, in Bonn vorlie- 
gendes Material über die Eigenschaft der DKP 
als Nachfolge- oder Ersatzorganisation der ver- 
botenen KPD für ein Ermittlungsverfahren der 
Staatsanwaltschaft München I gegen die DKP 
zur Verfügung zu stellen, so daß wegen der 
dadurch entstandenen Beweisnot die Staats- 
anwaltschaft das Ermittlungsverfahren ein- 
stellen mußte? 

Wenn die Frage 8 bejaht wird, woraus 
leitet die Bundesregierung ihre Auffassung 
ab, daß das Wohl des Bundes durch die Be- 
reitstellung des Materials für ein staatsan- 
waltschaftliches Ermittlungsverfahren berührt 
werde? 

Trifft es zu, daß der Bundesminister des Innern 
in einem Rundschreiben an die Bundesbehör- 
den die Bundesbediensteten auffordert, im Ge- 
brauch von ORWO-Dia-Filmen insbesondere 
bei Aufnahmen aus dem dienstlichen Bereich 
(Betriebsausflüge, Betriebsfeste, Besichtigun- 
gen) Zurückhaltung zu üben, da er aus der 
Tatsache, daß ORWOCHROM-Dia-Filme, die 
zur Entwicklung an die Firma ORWOCOLOR 
in Stuttgart eingesandt wurden, aus Wolfen 
(DDR), dem Hauptsitz der Herstellerfirma 
ORWO, an den Einsender zurückgelangt sind, 
den Schluß zieht, diese Filme seien in der 
DDR vermutlich nachrichtendienstlich ausge- 
wertet worden? 
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11. Abgeordneter 
Pfeffermann 


(CDU/CSU) 


12. Abgeordneter 

Dr. Haensdike 

(SPD) 


13. Abgeordneter 
Dr. Haenschke 


(SPD) 


14. Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Braunsdiweig) 
(CDU/CSU) 


15. Abgeordneter 
Hofmann 


(SPD) 


16. Abgeordneter 
Hofmann 


(SPD) 


17. Abgeordneter 
Lenders 


(SPD) 


Bewertet die Bundesregierung diese Maßnah- 
me als eine unzulässige, mit dem Geiste des 
Grundvertrags nicht vereinbare Marktbehin- 
derung dieser Firma, oder erschien ihr diese 
Mitteilung aus Sicherheitsgründen für unse- 
ren Staat oder einzelne Personen notwendig? 

Denkt die Bundesregierung daran, auch für 
Beamte eine Regelung zu treffen, nach der der 
Unfallschutz auf Umwege von der Wohnung 
zur Dienststelle ausgedehnt wird, wenn diese 
Umwege zurückgelegt werden, um ein Kind 
während der Dienstzeit fremder Obhut anzu- 
vertrauen? 

Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß, nach 
dem gegenwärtigen Stand der Forschung, die 
klimatischen und ökologischen Auswirkungen 
des Baus von Trockenkühltürmen für Groß- 
kraftwerke voll übersehen werden können, 
und verfolgt die Bundesregierung Pläne, nach 
denen die Standorte von Kraftwerken in der 
Bundesrepublik Deutschland einander so zu- 
geordnet werden, daß die thermische Umwelt- 
verschmutzung als Folge der Kühllasten auch 
regional ein tragbares Maß nicht übersteigen? 


Kann die Bundesregierung Auskunft darüber 
geben, ob sie die von den an der Nord- und 
Ostsee liegenden Ländern erbetene detaillierte 
Aufstellung über die Abwässereinleitungen in 
die Mündungs- und Küstengebiete erhalten 
hat (Antwort der Bundesregierung vom 16. 
Juni 1972, Stenographischer Bericht Seite 
11297), und ist sie bereit, wie seinerzeit zuge- 
sagt, diese dem Bundestag mitzuteilen? 

Ist die Bundesregierung bereit, in Zusammen- 
arbeit mit den Länderregierungen eine Be- 
standsaufnahme aller kulturellen Einrichtun- 
gen der Vertriebenen und Flüchtlinge, ihrer 
Zweckbestimmungen und der bisher dafür ver- 
wandten öffentlichen Mittel zu erstellen? 

Ist die Bundesregierung bereit, eine Übersicht 
über die notwendigen Aufgaben und erfor- 
derlichen Mittel zur Sicherung, Ergänzung und 
Weiterentwicklung des ostdeutschen Kultur- 
guts dem Bundestag vorzulegen? 

Ist die Bundesregierung angesichts der ständig 
steigenden Verschmutzung des Rheins und der 
damit einhergehenden Gefährdung der Trink- 
wasserversorgung bereit, die im Memorandum 
„Rheinwasserverschmutzung und Trinkwasser- 
gewinnung" der Internationalen Arbeitsge- 
meinschaft der Wasserwerke im Rheineinzugs- 
gebiet als dringend notwendig angesehene 
Maßnahmen in ihr Umweltprogramm zu über- 
nehmen? 
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18. Abgeordneter 

Dr. Böhme 
(Freiburg) 

(SPD) 


Ist es nach dem gegenwärtigen Kenntnisstand 
über mögliche klimatologische und ökologische 
Folgen der Errichtung von Atomkraftwerken 
zu verantworten, daß Standortvorbescheide er- 
teilt werden, wie dies z. B. die Reaktorsicher- 
heitskommission im Fall des geplanten Atom- 
kraftwerks Breisbach/Rhein zustimmend emp- 
fohlen hat? 


19. Abgeordneter 

Dr. Böhme 
(Freiburg) 

(SPD) 


Welche Schritte hat die Bundesregierung un- 
ternommen, und welches ist der Stand der 
deutsch-französischen Verhandlungen, daß das 
im Bereich Fessenheim/Elsaß geplante Atom- 
kraftwerk keine Umweltschäden auf der deut- 
schen Rheinseite verursacht? 


20. Abgeordneter 


Löbbert 

(SPD) 


Hält es die Bundesregierung mit den rechts- 
staatlichen Prinzipien des Grundgesetzes für 
vereinbar, daß sich der Deutsche Fußballbund 
auf der Grundlage seiner Satzungen im Zusam- 
menhang mit dem Bundesligaskandal über Ent- 
scheidungen der ordentlichen Zivilgerichte hin- 
wegsetzt, und ist die Bundesregierung bereit, 
gegebenenfalls durch eine Gesetzesinitiative 
ein solches Verhalten künftig zu unterbinden? 


21. Abgeordneter 

Löbbert 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
es mit der Rechtslage in der Bundesrepublik 
Deutschland vereinbar ist, daß die „Sportge- 
richte" des Deutschen Fußballbunds Entschei- 
dungen treffen, die einem zivilrechtlichen Be- 
rufsverbot auf Dauer oder Lebenszeit gleich- 
kommen, und welche Möglichkeiten sieht die 
Bundesregierung, dies zu verhindern? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


22. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß aus- 
Dr. Fnders ländische Jugend- und Sportgruppen, die zur 

(SPD) Begegnung mit ihren deutschen Freunden mit 

dem Omnibus in die Bundesrepublik Deutsch- 
land einreisen, an der Grenze auf Grund der 
Umsatzsteuererklärung über die Beförderung 
von Personen durch ausländische Beförderer 
im grenzüberschreitenden Gelegenheitsver- 
kehr mit Kraftomnibussen zum Teil erhebliche 
Geldbeträge zahlen müssen, und hält es die 
Bundesregierung für angebracht, bei Fahrten, 
die der Jugendbegegnung, der Völkerverstän- 
digung und Partnerschaft dienen, auf die Steu- 
ererhebung nach der genannten Umsatzsteuer- 
erklärung zu verzichten? 
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23. Abgeordneter 

Dr. Probst 

(CDU/CSU) 


24. Abgeordneter 

Dr. Probst 

(CDU/CSU) 


25. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


26. Abgeordneter 

Wittmann 

(Straubing) 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß Gemein- 
den mit besonders starkem Wachstum finanziell 
dadurch häufig in Schwierigkeiten kommen, 
daß der auf sie entfallende Lohn- und Ein- 
kommensteueranteil nach einer bis zu fünf 
Jahren zurückliegenden Statistik, d. h. nicht 
nach dem tatsächlichen Bevölkerungsstand 
ausgezahlt wird? 

Ist die Bundesregierung bereit, für solche 
Gemeinden mit besonders starkem Wachstum 
eine dem Bevölkerungsstand angeglichene 
Abschlagszahlung auf die Lohn- und Einkom- 
mensteuer zu gewähren und dadurch den 
statistischen Fehler auszugleichen? 

Wie hoch veranschlagt die Bundesregierung 
das Ansteigen der neuen zum 1. Januar 1974 
wirksam werdenden Grundsteuern infolge des 
zweiten Steuerreformgesetzes, und welche 
Auswirkungen wird die Grundsteuererhö- 
hung auf die Nebenkosten bei der Miete 
haben? 

Sieht die Bundesregierung angccichts der 
Tatsache, daß die Unterhaltsverpflichtungen 
bei der Ermittlung des steuerpflichtigen Ein- 
kommens nur sehr unvollständig berücksichtigt 
werden und die zusätzliche Stabilitätsabgabe 
daher nur Unterhaltszahler mit höheren Ein- 
kommen, zum Beispiel für geschiedene Väter, 
eine außerordentliche Härte bedeuten kann, 
eine Möglichkeit, bei der Berechnung der 
Stabilitätsabgabe den bisher nicht berücksich- 
tigten Teil der Unterhaltsverpflichtungen ab- 
zusetzen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


27. Abgeordneter Sind unerschöpfliche Energiereserven im hei- 
Groß - ßen Erdinnern, auf die von den Vereinten 

(FDP) Nationen laut Pressemeldungen hingewiesen 

wurde, auch in Europa, speziell in der Bundes- 
republik Deutschland vorhanden, und wenn ja, 
sieht die Bundesregierung eventuell in Zusam- 
menarbeit mit anderen Ländern der Europäi- 
schen Gemeinschaft eine Möglichkeit, diese 
Energiequellen zu nutzen? 


28. Abgeordneter 

Milz 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
die in den regionalen Aktionsprogrammen 
„Nordeifel — Grenzraum Aachen" und „Eifel 
— Hunsrück" umschriebenen Förderungsge- 
biete (vgl. Drucksache 7/401) in ihrer jetzigen 
Struktur vergleichbar sind und daß sich hier- 
aus eine gleichwertige und gleichartige Förde- 
rung zwangsläufig ergibt? 
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29. Abgeordneter 

Milz 

(CDU/CSU) 


30. Abgeordneter 
Wüster 
(SPD) 


31. Abgeordneter 

Wüster 

(SPD) 


32. Abgeordneter 

Dr. Fuchs 


(CDU/CSU) 


33. Abgeordneter 

Dr. Fuchs 
(CDU/CSU) 


34. Abgeordneter 
Schmidhuber 
(CDU/CSU) 


35. Abgeordneter 

Dr. Kunz 
(Weiden) 

(CDU/CSU) 


36. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 

(CDU/CSU) 


Wie erklärt die Bundesregierung den auffälli- 
gen Untersdiied zwischen dem Mittelbedarf 
im Aktionsprogramm „Nordeifel — • Grenz- 
raum Aachen" mit 45 Millionen DM und dem 
Aktionsprogramm „Eifel — Hunsrück" mit 
107,10 Millionen DM, und wie ist in diesem 
Zusammenhang der gleiche Unterschied im 
Bereich der verfügbaren Förderungsmittel zu 
erklären? 

Hält die Bundesregierung die Ankündigung 
des Versidierungsauf Sichtsamts per 1. Juli 1973 
die Prämie in der Kfz-Haftpflichtversicherung 
für Personenkraftwagen und Kombiwagen er- 
neut um 10 und 13Vo anzuheben, trotz ver- 
minderter Unfallquote und günstiger Ertrags- 
lage der Versicherungsgesellschaften für ge- 
rechtfertigt? 

Ist die Bundesregierung bereit, im Interesse 
aller Versicherten und einer erfolgreichen 
Stabilitätspolitik eine öffentliche Kostenrech- 
nung vorzulegen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Aus- 
wirkungen der steuerlichen und der stabili- 
tätspolitischen Maßnahmen auf die Gesamt- 
entwicklung der Fördergebiete, insbesondere 
des Zonenrandgebiets? 

Welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundes- 
regierung ggf. zu ergreifen um sidierzustellen, 
daß die Verbesserung der wirtschaftlidien 
Verhältnisse und der Infrastruktur planmäßig 
und ohne Beeinträchtigung weitergeführt wer- 
den kann, um für die Bürger dieser Gebiete 
möglichste Chancengleichheit herbeizuführen? 

Ist die Bundesregierung bereit, jährlich einen 
Bericht über die Lage des Mittelstands vorzu- 
legen, wie dies Bundesminister Dr. Vogel auf 
der 5. Landeskonferenz der Selbständigen der 
SPD am 12. Mai 1973 gefordert hat? 

Ist die Bundesregierung bereit, durch Diffe- 
renzierung bei den Konjunktur dämpf ungs- 
maßnahmen der Tatsache Rechnung zu tragen, 
daß in wirtschaftlich schwachen Räumen, ins- 
besondere im nordoberpfälzischen Raum, die 
Tiefbauindustrie schon seit Monaten eine Pe- 
riode der Rezession durchzustehen hat und 
hunderte von Arbeitsplätzen auf das Schwer- 
ste gefährdet sind? 

Ist die Bundesregierung bereit, bei der EWG 
dafür einzutreten, daß bei ständig steigendem 
Energiebedarf die Kohleproduktion durch ein 
Langzeitprogramm so abgesichert wird, daß 
sie als stabilisierender Faktor auf wirtschafts- 
und sozialpolitischem Gebiet voll zur Wir- 
kung kommt? 
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37. Abgeordneter 

Dr. Jobst 

(CDU/CSU) 


Ist aus der Tatsache, daß das sogenannte Sta- 
bilitätsprogramm der Bundesregierung die 
wirtschaftsschwadien, revierfernen und ländli- 
chen Räume besonders hart trifft, zu schließen, 
daß die Bundesregierung die konjunkturellen 
Spannungen in diesen Regionen als besonders 
bedrohlich für die weitere Preisentwicklung 
ansieht? 


38. Abgeordnete 
Frau 

von Bothmer 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß deut- 
sche Firmen über ihre Niederlassungen und 
Vertretungen in Südafrika rege Wirtschaftsbe- 
ziehungen zu Rhodesien unterhalten, daß bei- 
spielsweise das Telefonvermittlungsamt für 
die rhodesische Stadt Bulawayo von einer 
deutschen Großfirma unter der Auftragsbe- 
zeichnung „Johannesburg l/ll" ausgebaut und 
mit aus München gelieferten Anlagen ausge- 
stattet wird, und istdieBundesregierung bereit, 
diesbezüglichen Hinweisen auf Verstöße ge- 
gen die 13. Verordnung zur Änderung der 
Außen Wirtschaf tsverordnung vom 7. Novem- 
ber 1968 (BGBl. I S. 1129) bzw. die Bestim- 
mungen des Runderlasses Außenwirtschaft Nr. 
51/68 vom 9. November 1968 (Bundesanzeiger 
Nr. 211 vom 9. November 1968) nachzugehen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


39. Abgeordneter 

Ronneburger 

(FDP) 


Ist die Behauptung zutreffend, daß sich die 
Preis-Kostenschere trotz teilweiser Verbesse- 
rung einzelner Agrarpreise immer mehr zu 
Ungunsten der deutschen Landwirtschaft öff- 
net, und welche Beispiele im einzelnen kann 
die Bundesregierung dafür oder dagegen an- 
führen? 


40. Abgeordneter 

Schmitz 

(Baesweiler) 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die Zahlungen des DM-Auf- 
wertungsausgleichs für die deutsche Landwirt- 
schaft, die bisher in der Mitte des Jahrs ge- 
leistet wurden, auf den Herbst dieses Jahrs 
verschoben werden, und welche Gründe kann 
die Bundesregierung dafür angeben? 


41. Abgeordneter 

Simpfendörfer 

(SPD) 


Sind der Bundesregierung schon Fälle illegaler 
Rindfleischeinfuhr aus seuchengefährdeten 
Ländern bekanntgeworden, und welche Maß- 
nahmen sind in der Bundesrepublik Deutsch- 
land getroffen worden, um der Warnung der 
Food and Agriculture Organization zu ent- 
sprechen und solche Importe zu verhindern? 


8 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/588 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


42. Abgeordneter 
Dr. Evers 


(CDU/CSU) 


43. Abgeordneter 
Kiechle 
(CDU/CSU) 


44, Abgeordneter 

Wende 


(SPD) 


45. Abgeordneter 

Dr. Slotta 


(SPD) 


46. Abgeordneter 

Dr. Dollinger 

(CDU/CSU) 


47. Abgeordneter 
Simpfendörfer 
(SPD) 


Entspricht die Antwort des Parlamentarischen 
Staatssekretärs Rohde an mich vom 9. April 

1973 der Sozialverpflichtung, die gerade vom 
Bundesministerium für Arbeit und Sozialord- 
nung gegenüber denjenigen Rentnern gesehen 
werden müßte, die durch eine inflatorische 
Kostenentwicklung heute in eine generelle 
Notlage gekommen sind, und plant die Bun- 
desregierung wenigstens, darauf hinzuwirken, 
daß die Zuschüsse der Bundesanstalt für Ar- 
beit für die Abdeckung privater Kranken- 
versicherungsbeiträge an die Beitragskosten- 
entwicklung bei den privaten Krankenver- 
sicherungsträgern angepaßt werden? 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß das 
Defizit in der Krankenversicherung der Rent- 
ner bei den Allgemeinen Ortskrankenkassen 
im abgelaufenen Jahr über die durch Gesetz 
festgelegte Quote von 20Vo gestiegen ist und 
die derzeitige Kostenentwicklung ein wei- 
teres Ansteigen 1973 befürchten läßt, und was 
gedenkt die Bundesregierung gegebenenfalls 
zur Entlastung der Allgemeinen Ortskranken- 
kassen zu tun, um die gesetzliche Quote von 
20Vo wieder zu sichern? 

Ist die Bundesregierung bereit, zur Linderung 
der Personalnot in den Altenheimen den Ehe- 
frauen von Ausländern, die zwar die Aufent- 
haltserlaubnis, nicht aber die Arbeitsgenehmi- 
gung erhalten, diese bevorzugt zu erteilen? 

Gedenkt die Bundesregierung, bis zum 1. April 

1974 eine befriedigende Lösung der studenti- 
schen Krankenversicherung herbeizuführen, 
die gewährleistet, daß Studenten nicht schlech- 
ter gestellt sind als Arbeitnehmer mit ver- 
gleichbarem Einkommen? 

Um wieviel hat das Sozialbudget 1972 nach 
dem jetzigen Erkenntnisstand der Bundesre- 
gierung die voraussichtlichen Ausgaben der 
gesetzlichen Krankenversicherung von 1972 
bis 1976 unterschätzt, und welche Auswirkun- 
gen wird diese voraussichtliche Kostenentwick- 
lung auf die Höhe der Beiträge haben? 

Treffen Pressemeldungen zu, daß der Gesetz- 
entwurf des Bundesministers für Arbeit und 
Sozialordnung zur Verbesserung der betriebli- 
chen Altersversorgung die Sicherung von Be- 
triebsrenten für den Fall des Konkurses des 
Unternehmens nicht vorsieht, und wäre die 
Bundesregierung gegebenenfalls bereit, diesen 
Mangel noch zu korrigieren? 
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48. Abgeordnete 
Frau 

von Bothmer 
(SPD) 


49. Abgeordneter 

Grobecker 


(SPD) 


50. Abgeordneter 

Immer 


(SPD) 


51. Abgeordneter 

Hansen 


(SPD) 


Wie viele deutsche Arbeitskräfte hat die Zen- 
tralstelle für Arbeitsvermittlung in den letzten 
vier Jahren (nach Jahren gestaffelt) in die Re- 
publik Südafrika und nach Namibia vermittelt, 
und weldien Zweck und welches Ergebnis 
hatte in diesem Zusammenhang die kürzliche 
Reise des Präsidenten der Bundesanstalt für 
Arbeit nach Südafrika? 

Welche gesetzlichen Voraussetzungen oder 
Verordnungen sind die Grundlage dafür, daß 
die Arbeitsämter in den Nordseehafenstädten 
deutsche Seeleute auf ausgeflaggte Schiffe ver- 
mitteln, auf denen die deutsche Sozialgesetz- 
gebung und das Tarifrecht keine Anwendung 
finden, und wäs gedenkt die Bundesregierung 
dagegen zu tun? 

Wie können die Regelbeträge vereinheitlicht 
und notfalls heraufgesetzt bzw. die Abzüge 
vermindert werden, damit der Anreiz für die 
Ärzte, statt sinnvoller Erprobungen, Ärzte- 
muster zur Senkung ihres Kontingents an 
Patienten abzugeben, unterbunden wird? 

Trifft es zu, daß ein Hochschullehrer von der 
Kommission für wirtschaftlichen und sozialen 
Wandel vor über zweieinhalb Jahren einen 
Forschungsauftrag zu dem Thema „Kreativität 
von Wissenschaftlern" übernommen, dafür 
Geld erhalten, aber trotz vielfältiger Mah- 
nungen bis zum heutigen Tage keine Leistung 
erbracht hat? 


Geschäftsbereidi des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


52. Abgeordneter 
Rollmann 
(CDU/CSU) 

53. Abgeordneter 
Lenzer 
(CDU/CSU) 


54. Abgeordneter 

Immer 


(SPD) 


In welchem Umfang fördert die Bundesregie- 
rung die Kindergruppenarbeit von Jugend- 
verbänden? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die in 
der Frankfurter Allgemeinen Zeitung vom 
9. Mai 1973 in der Beilage Natur und Wis- 
senschaft unter dem Titel „Voreingenommene 
Krebsforscher?" erhobenen Vorwürfe, daß in 
der Bundesrepublik Deutschland fast nichts auf 
dem Gebiet der Krebs-Mehrsdiritt-Therapie 
geschieht, und welche Konsequenzen gedenkt 
sie daraus zu ziehen? 

Inwieweit wird bei der Neufassung des Arz- 
neimittelrechts die Übung der Arzneimittel- 
hersteller, Ärztemuster zur Erprobung abzu- 
geben, eingeschränkt, damit ein Mißbrauch in 
medizinischer und abrechnungstechnischer Hin- 
sicht ausgeschaltet wird? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


55. Abgeordneter 
Kiechle 
(CDU/CSU) 


56. Abgeordneter 

Dr. Jens 


(SPD) 


57. Abgeordneter 

Vahlberg 

(SPD) 


58. Abgeordneter 
Dr. Schäuble 
(CDU/CSU) 


59. Abgeordneter 
Dr. Schäuble 
(CDU/CSU) 


60. Abgeordneter 

Jäger 

(Wangen) 

(CDU/CSU) 


Was war der konkrete Inhalt der Einigung 
zwischen den zuständigen Ministern der Bun- 
desrepublik Deutschland und der Republik 
Österreich hinsichtlich des Autobahnübergangs 
Lindau — ^Bregenz anläßlich deren letzter Be- 
sprechung in Wien? 

Berücksichtigt die Bundesregierung bei der 
angestrebten Verlagerung von Straßenbau- 
mitteln in die Förderung des öffentlichen 
Nahverkehrs in Ballungsgebieten, daß in dem 
landwirtschaftlich strukturierten und dünner 
besiedelten Vorfeld der Ballungsräume der 
Ausbau des öffentlichen Nahverkehrs nicht 
sinnvoll ist, und ist sie bereit, in diesen Ge- 
bieten den Straßenbau wie bisher zu fördern? 

Welche Einbau- und Betriebsvorschriften gibt 
es für Fernseh- und Fernsprechgeräte in 
Kraftfahrzeuge, und welche Maßnahmen ge- 
denkt die Bundesregierung im Interesse der 
Verkehrssicherheit zu ergreifen, um den Be- 
trieb von Fernseh- und Fernsprechgeräten in 
Kraftfahrzeugen durch den Fahrer während 
der Fahrt zu unterbinden? 

Wie beurteilt die Bundesregierung französi- 
sche Planungsvorstellungen, die den Ausbau 
einer linksrheinischen Eisenbahnschnellfahrts- 
strecke zwischen Karlsruhe und Straßburg 
zum Anschluß an die Verbindung Straßburg- 
Lyon und Weiterführung zum Mittelmeer vor- 
sehen? 

Welche Initiativen hat die Bundesregierung 
ergriffen, um durch eine frühzeitige Koor- 
dinierung der Verkehrsplanungen innerhalb 
der Europäischen Gemeinschaft zu verhin- 
dern, daß der rechtsrheinische Abschnitt der 
südlichen Oberrheinebene südlich von Karls- 
ruhe in den Verkehrsschatten gerät? 

Treffen Meldungen in der Presse zu (Die Welt 
vom 15. Mai 1973), wonach ein Beamter der 
Volkspolizei der DDR einen Berlin-Reisenden 
aus der Bundesrepublik Deutschland veranlaßt 
hat, ihn als Anhalter auf der Interzonenstrecke 
von Helmstedt nach Berlin ein Stück weit 
mitzunehmen und dann in der Raststätte Mag- 
deburg mit ihm Bier zu trinken, worauf er 
sich als Volkspolizist in Zivil zu erkennen 
gegeben und die strafrechtliche Verfolgung 
des Berlin-Reisenden wegen Verstosses ge- 
gen das Transitabkommen veranlaßt habe, daß 
der Reisende festgenommen worden sei und 
während der Zeit seiner Festnahme nichts 
zu essen bekommen habe? 
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61. Abgeordneter Falls diese Pressemeldung zutrifft, hält die 

Jäger Bundesregierung ein derartiges Vorgehen für 

(Wangen) vereinbar mit den Bestimmungen des Transit- 

(CDU/CSU) abkommens vom 17. Dezember 1971, und was 

gedenkt die Bundesregierung zu tun, um die 
Wiederholung solcher Vorfälle im Transitver- 
kehr seitens der DDR-Behörden zu verhindern? 

62. Abgeordneter Welche Vorstellungen hat die Bundesregie- 

Dr. Stavenhagen rung hinsichtlich der Trassenführung der ge- 
(CDU/CSU) planten Schnellbahntrasse Mannheim-Stuttgart 

der Deutschen Bundesbahn? 

63. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, zur Schonung 

Dr. Stavenhagen der Landschaft Mehrkosten beim Bau dieser 
(CDU/CSU) Strecke in Kauf zu nehmen? 

64. Abgeordneter Trifft es zu, und wenn ja, hält es die Bundes- 

Schröder regierung für vertretbar, daß die Besucher des 

(Wilhelminenhof) Bundesministeriums für Verkehr zum gegen- 
(CDU/CSU) wärtigen Zeitpunkt noch mit Prospekten aus 

dem Jahr 1972 versorgt werden, in denen der 
Eindruck erweckt wird, als sei der angekün- 
digte Ausbau der Bundesfernstraßen in den 
dafür vorgesehenen drei Fünf- Jahr es-Etappen 
realisierbar? 

65. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, der öffentlich- 

Schroder keit in Zukunft eine realistische und wahr- 

( Wilhelminenhof) heitsgemäße Darstellung über die Möglichkei- 
(CDU/CSU) ten des Ausbaus des Bundesfernstraßennetzes 

zu geben, nachdem sie die verkehrspolitischen 
Prioritäten zugunsten der Ballungszentren ver- 
lagert hat? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 


Warum hat der Bundesminister für Raumord- 
nung, Bauwesen und Städtebau, Dr. Vogel, bei 
der Vorlage des Haushalts 1972 im Dezember 

1972 sowie bei der Vorlage des Haushalts 

1973 im Gegensatz zum ursprünglichen Ent- 
wurf des Haushalts 1972, Drucksache VI/2650, 
den Ansatz (Verpflichtungsermächtigung) für 
Wohnungsbaumaßnahmen für Facharbeiter 
und Schlüsselkräfte im Zonenrandgebiet von 
24 Millionen DM um 10 Millionen DM auf 
14 Millionen DM gekürzt? 

67. Abgeordneter Hat der Staatssekretär im Bundesministerium 
Dr. Wamke für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau, 

(CDU/CSU) Dr. Abreß, der laut Meldung der Süddeutschen 

Zeitung vom 14, Mai 1973 in München erklärt, 
daß nach dem heutigen Verkehrskonzept der 


66. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 
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Bundesregierung an eine Förderung des re- 
gionalen Flugverkehrs nicht mehr zu denken 
sei, mit dieser seiner Äußerung die Mei- 
nung der Bundesregierung zum Ausdruck ge- 
bracht? 


68. Abgeordneter 

Staak 

(Hamburg) 

(SPD) 


In welchem Umfang sind nach Verabschie- 
dung des Gesetzes zur Verbesserung des Miet- 
rechts und Begrenzung des Mietanstiegs sowie 
zur Regelung von Ingenieur- und Ardiitekten- 
leistungen vom 4. November 1971 Mietwoh- 
nungen in Eigentumswohnimgen umgewandelt 
worden? 


69. Abgeordneter 
Staak 
(Hamburg) 
(SPD) 


Hält es die Bundesregierung für erforderlich, 
die gesetzlichen Bestimmungen so zu fassen, 
daß dem Verlust von Mietwohnungen durch 
Umwandlung in Eigentumswohnungen entge- 
gengewirkt werden kann? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie und 
für das Post- und Fernmeldewesen 


70. Abgeordneter 

Lenzer 


(CDU/CSU) 


71. Abgeordneter 

Reiser 


(SPD) 


72. Abgeordneter 

Dr. Müller- 

Hermann 

(CDU/CSU) 


73. Abgeordneter 
Dr. Evers 
(CDU/CSU) 


Zu welchem Ergebnis ist die durch die Bun- 
desregierung eingesetzte Arbeitsgruppe „Da- 
tenbanksystem'' bisher gelangt, und welche 
Vorstellungen hinsichtlich ihrer zukünftigen 
Arbeit hat die Bundesregierung? 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
Bauträger von solchen Hochhäusern, die den 
Fernsehempfang in ihrem Umkreis stören, zu 
verpflichten, die Kosten zur Behebung dieser 
Störungen zu übernehmen? 

Bedeutet die jüngste Erklärung des Bundes- 
ministers für Forschung und Technologie und 
für das Post- und Fernmeldewesen, Prof. Dr. 
Ehmke, zugunsten einer weiteren Erhöhung 
der Postgebühren, daß der Bundesminister sich 
damit vom Stabilitätsprogramm der Bundesre- 
gierung und seinen Konsequenzen auch für 
die öffentliche Wirtschaft erneut distanziert 
hat? 

Wie weit ist die Zusage des Parlamentarischen 
Staatssekretärs beim Bundesminister für Ver- 
kehr und für das Post- und Fernmeldewesen 
vom 11. November 1971 (Stenographischer Be- 
richt über die 151. Sitzung am 11. November 
1971, Seite 8738) gediehen, daß sich die Deut- 
sche Bundespost in Zusammenarbeit mit dem 
Deutschen Roten Kreuz bemühen wird, die 
alten Telefonbücher den Altpapiersammlun- 
gen zuzuführen, und wann kann mit der an 
gleicher Stelle zugesagten Information an die 
Postkunden gerechnet werden? 
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74. Abgeordneter 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Wie hodi ist die Zahl der von den Behörden 
der DDR in den Jahren 1971 und 1972 an Ab- 
sender in der Bundesrepublik Deutschland 
zurückgesandten Paket- und Päckdiensendun- 
gen, und wie hoch ist die Zahl verlorenge- 
gangener Sendungen? 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


75. Abgeordneter 
Hödierl 
(CDU/CSU) 


76. Abgeordneter 
Hödierl 
(CDU/CSU) 


77. Abgeordneter 

Dr. Marx 


(CDU/CSU) 


78. Abgeordneter 
Reddemann 
(CDU/CSU) 


Wen meinte die Bundesregierung mit der Be- 
merkung des Bundeskanzlers in der Regie- 
rungserklärung vom 10. Mai 1973, daß „in den 
letzten Tagen unverantwortliches Gerede 
nahezu einer staatsfeindlichen Kampagne 
gleichgekommen sei", mit anderen Worten, 
wer hat nach Meinung der Bundesregierung 
was unverantwortlich geredet? 

Durch wen und durch welche Bemerkungen 
und Äußerungen ist namentlich nach Meinung 
der Bundesregierung eine „nahezu staatsfeind- 
liche Kampagne" betrieben worden? 

Hat der Bundeskanzler bei seinem Besuch in 
Jugoslawien Gelegenheit genommen, um den 
Wünschen vieler Deutscher und den Auf- 
forderungen des deutschen PEN-Zentrums 
und vieler Schriftsteller zu entsprechen, wo- 
nach die Urteile über die gefangengehaltenen 
oder mit Berufsverbot belegten Schriftsteller 
und Künstler überprüft werden sollten und 
ihre Freilassung im Namen der Menschlichkeit 
und in Übereinstimmung mit der Charta der 
Vereinten Nationen vorgeschlagen werden 
sollte? 

Hat die Bundesregierung die Absicht, den bis- 
herigen Chefredakteur des Nachrichtenmaga- 
zins „Der Spiegel", Günter Gaus, zum stän- 
digen Vertreter der Bundesrepublik Deutsch- 
land in Ostberlin zu machen, und bestätigt die 
Bundesregierung mit dieser Ernennung die 
Auffassung von Günter Gaus, daß die Bundes- 
republik Deutschland die DDR völkerrechtlich 
anzuerkennen habe? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


79. Abgeordneter Welche Schlußfolgerungen zieht die Bundesre- 

Dr, Hupka gierung aus der Tatsache, daß die Zahl der 

(CDU/CSU) Aussiedler aus den Gebieten jenseits von Oder 

und Görlitzer Neiße in den ersten vier Mona- 
ten des Jahrs 1973 ständig rückläufig gewesen 
ist, weshalb die „Frankfurter Allgemeine Zei- 
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80, Abgeordneter 
Dr. Marx 

(CDU/CSU) 


81. Abgeordneter 
Reiser 
(SPD) 


82. Abgeordneter 

Dr. Slotta 

(SPD) 


83. Abgeordneter 

Dr. Kliesing 
(CDU/CSU) 


84. Abgeordneter 
Dr. Kliesing 
(CDU/CSU) 


85. Abgeordneter 

Engelsberger 

(CDU/CSU) 


tung" berichten konnte, „Diese April-Zahl 
wäre danach niedriger als die Durchschnitts- 
zahl des Jahres 1970" und „1970 hat es die 
niedrigsten Zahlen in der Familienzusammen- 
führung seit 1956 gegeben"? 


Wann und in welcher Form gedenkt die Bun- 
desregierung, der Aufforderung (1968 zum 20. 
Jahrestag der Erklärung der Menschenrechte) 
des damaligen Bundesjustizministers zu folgen, 
wonach ein hoher Kommissar bei den Verein- 
ten Nationen eingesetzt werden solle, dessen 
Aufgabe es sei, den Menschenrechten überall 
Geltung zu verschaffen? 


Sind der Bundesregierung Vorwürfe bekannt, 
wonach der Botschafter der Bundesrepublik 
Deutschland in Asuncion den Protest eines 
deutschen Wissenschaftlers gegen Indianer- 
verfolgungen in Paraguay zu verhindern und 
ihn zum Verlassen des Landes zu bewegen 
versuchte? 


Treffen Presseberichte zu, wonach der deut- 
sche Botschafter in Asuncion die Personen 
deckt, die Urwaldindianer in Paraguay verfol- 
gen und ausrotten wollen, imd wenn ja, teilt 
die Bundesregierung die Befürchtungen eini- 
ger Organisationen — ■ der katholischen Bi- 
schofskonferenz Paraguays, der Internationa- 
len Juristenkommission, der Anty-Slavery- 
Society u. a. — , daß dies dem Ansehen der 
Bundesrepublik Deutschland schadet? 


Ist die Bundesregierung bereit, in Erkenntnis 
daß die katastrophalen Folgen der Dürre in 
den Gebieten der Sahel-Zone die fern von den 
afrikanischen Atlantikhäfen liegen, nur durch 
den Einsatz von Lufttransportmitteln verhin- 
dert werden können, solche Transportmittel 
zur Verfügung zu stellen? 


Ist die Bundesregierung bereit, den Bitten der 
nigerischen Regierung auf Bereitstellung von 
1500 t Reis und 2000 t Weizenmehl zu ent- 
sprechen? 


Wie ist die Erklärung aus Ost-Berlin anläßlich 
des Besuchs des sowjetischen Parteichefs 
Breschnew, daß West-Berlin kein Bestandteil 
der Bundesrepublik Deutschland sei und auch 
nicht von ihr regiert werden könne, verein- 
bar mit der Aussage des Bundeskanzlers in 
der Regierungserklärung vom 18. Januar 1973, 
„daß die Verbindungen zwischen Berlin (West) 
und dem Bund erhalten und entwickelt werden 
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können", und wie beabsichtigt die Bundes- 
regierung auf Grund der Aussage des Bun- 
desaußenministers im Rahmen der Debatte 
über den Grundvertrag, „in Berlin geht es um 
uns und ums Ganze", gegen die gegenteiligen 
Aussagen des Vier-Mächte- Abkommens durch 
die Sowjetunion vorzugehen? 

86. Abgeordneter Wie will auf Grund dieser Haltung der Sowjet- 

Engelsberger Union und der übrigen Ostblockstaaten die 

(CDU/CSU) Bundesregierung das Vertretungsrecht für 

West-Berlin bei den Vereinten Nationen 
durchsetzen, und warum ist dieses Vertre- 
tungsrecht, das — wie es die Bundesregie- 
rung immer wieder behauptet hat — ihr mit 
dem Berlin-Abkommen zugesprochen worden 
sei, nicht im Grundvertrag verankert worden? 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


1. Abgeordneter 

Dr. Beermann 


(SPD) 


Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, 
daß Verschwisterungen auch von regionalen 
deutschen und französischen Kommunalver- 
bänden — wie z. B. die des Amts Trittau mit 
dem Kanton Le Loroux-Bottereau — gefördert 
werden sollten? 


2. Abgeordneter 

Dr. Beermann 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung meine Ansicht, daß 
derartige Verschwisterungen durch entspre- 
chende Tafeln an den Amtsgrenzen der Öf- 
fentlichkeit sichtbar bekanntgemacht werden 
sollten, und ist sie bereit, durch diesbezüg- 
liche Maßnahmen, gegebenenfalls durch Vor- 
schläge zu Gesetzesänderungen, darauf hinzu- 
wirken, daß die Aufstellung dieser Tafeln 
nicht durch Verwaltungsanordnungen behin- 
dert wird, wie es z. B. im Fall des Amts Trittau 
durch das Straßenbauamt Lübeck geschehen 
ist? 


3. Abgeordneter 
Höcherl 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die For- 
derung der amerikanischen Gewerkschaften 
AFL/CIO anläßlich der Beratung des neuen 
Handelsgesetzes, die Diskussion um den Ab- 
bau der Berliner Mauer insofern zu aktualisie- 
ren, daß als Preis für die Meistbegünstigung 
für die UdSSR ihr Abbau gefordert wird? 


4. Abgeordneter 

Amlina 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung einen 
am 15. Mai 1973 veröffentlichten Untersu- 
chungsbericht des Instituts für Arbeitsmarkt- 
und Berufsforschung (Nürnberg), wonach rund 
ein Drittel der Behinderten in der Bundesre- 
publik Deutschland nicht entsprechend ihrer 
Ausbildung beschäftigt werde, der Anteil der 
Facharbeiter, die von 1965 bis 1970 in eine un- 
oder angelernte Arbeitertätigkeit übergewech- 
selt und damit in der Regel beruflich abgestie- 
gen sind, bei Behinderten mit 16 Prozent dop- 
pelt so groß wie bei Nichtbehinderten sei und 
ein beruflicher Aufstieg in diesem Zeitraum 
nur halb so vielen Behinderten wie Niditbe- 
hinderten gelungen sei? 


5. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
Amling rung, den Personenkreis der Behinderten be- 

(SPD) schleunigt und ausreichend in das Berufsleben 

zu integrieren? 
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6. Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Braunschweig) 

(CDU/CSU) 


Stimmt die Bundesregierung mit dem Euro- 
päischen Parlament dahin gehend überein, daß 
im Anschluß an jede der vier jährlichen Kon- 
sultationstagungen der Außenminister der Ge- 
meinschaft unmittelbar ein Kolloquium mit 
dem politischen Ausschuß des Europäischen 
Parlaments stattfinde? 


7. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 

(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung dafür eintreten, daß 
die Kommission der Europäischen Gemein- 
schaft auf allen Ebenen ohne Einschränkun- 
gen an den Arbeiten der Außenminister über 
die politische Zusammenarbeit und die politi- 
sche Einigung Europas beteiligt wird? 


8. Abgeordneter 

Simpfendörfer 

(SPD) 


Hat die Bundesregierung zuverlässige Infor- 
mationen über die Verfolgung der Zeugen Je- 
hovas 1972/73 in Malavi und über das Schick- 
sal jener, die nach Sambia geflohen sind, und 
sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
sei es direkt oder über die Vereinten Natio- 
nen, zu vermitteln und zu helfen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


9. Abgeordneter Welche Datenbanken bestehen bzw. sind bei 
Lenzer der Bundesregierung im Aufbau begriffen, und 

(CDU/CSU) wie wird die Zugriffsmöglichkeit des Parla- 

ments auf diese Datenbestände beurteilt? 


10. Abgeordneter 
Kiechle 
(CDU/CSU) 


In welcher Höhe und unter welchen Bedingun- 
gen wurden Haushaltsmittel des Bundes und 
Finanzmittel aus Lotto und Toto für den 
Breitensport in den Jahren 1971 und 1972 zur 
Verfügung gestellt, und in welcher Höhe sind 
sie für das Jahr 1973 vorgesehen? 


11. Abgeordneter 
Lenders 


(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung der 
Internationalen Arbeitsgemeinschaft der Was- 
serwerke im Rheineinzugsgebiet, daß oberste 
Aufgabe der Behörde vor allem die Kontrolle 
der Abwassereinleitungen und nicht allein die 
Gewässerüberwachung sein sollte, weil wirk- 
same und wirtschaftlich vertretbare Maßnah- 
men zur Beseitigung von Schadstoffen deren 
genaue Kenntnis voraussetzen und daher nur 
am Anfallort der wassergefährdeten Substan- 
zen ergriffen werden könnten, und daß die 
Bewertung der Abwassereinleitungen nach 
hygienisch bedenklichen und möglicherweise 
toxischen Substanzen erfolgen müßte? 
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12. Abgeordneter 

Lenders 


(SPD) 


Erwägt die Bundesregierung, die Abwasser- 
einleiter zu einer umfassenden Selbstkontrolle 
unter besonderer Berücksichtigung möglicher 
Schadstoffe zu verpflichten und für die Beur- 
teilung einer Abwassereinleitung, die pro Zeit- 
einheit abgegebene Masse an Abwasserinhalt- 
stoffen und nicht deren Konzentration vorzu- 
schreiben? 


Geschäftsbereich des Bundesmlnisters der Finanzen 


13. Abgeordneter 

Walther 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß an 
der Grenzübergangsstelle Herleshausen(Land- 
kreis Eschwege) Bundesgrenzschutz und Zoll 
in völlig unzureichenden Baulichkeiten unter- 
gebracht sind, und ist sie der Meinung, daß 
mit dem gestiegenen Transit- bzw. Ein- und 
Ausreiseverkehr durch und in die DDR die 
Notwendigkeit der Errichtung neuer Gebäude 
noch dringlicher geworden ist? 


14. Abgeordneter 

Walther 

(SPD) 


Wie weit sind ggf. die Neubauplanungen 
für die Grenzübergangsstelle Herleshausen 
gediehen, bzw. wann ist mit dem Neubau zu 
rechnen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


15. Abgeordneter 
Kiechle 
(CDU/CSU) 


Unter welchen Gesichtspunkten und aus wel- 
cher Begründung erteilt das Bundesministe- 
rium für Wirtschaft die Genehmigung für eine 
Tarif gestaltung bei den Kfz- Versicherungsge- 
sellschaften, die einen 20Voigen Prämienvorteil 
für Angestellte und Arbeiter des öffentlichen 
Dienstes gegenüber den übrigen Versicherten 
bedeutet? 


16. Abgeordneter 
Dr. Häfele 
(CDU/CSU) 


Welches sind nach Ansicht der Bundesregierung 
die Gründe für den starken Rückstand der Bun- 
desrepublik Deutschland im Einsatz von nu- 
merisch gesteuerten Werkzeugmaschinen ge- 
genüber den USA und Japan? 


17. Abgeordneter 
Dr. Häfele 
(CDU/CSU) 


Durch welche Maßnahmen versucht die Bun- 
desregierung, entsprechend den Empfehlungen 
der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften vom 28. Juli 1971, den Einsatz von 
NC-Werkzeugmaschinen bei Klein- und Mit- 
telbetrieben zu fördern? 
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18. Abgeordneter Welche Gründe haben die Bundesregierung 

Franke veranlaßt, die Stadt Osnabrück und den ehe- 

(Osnabrück) maligen Landkreis Osnabrück nicht in die För- 

(CDU/CSU) derungsmaß nahmen des Bundes (Gemein- 

schaftsaufgaben) einzubeziehen? 

19. Abgeordneter Wann ist die Bundesregierung bereit, diesen 

Franke Raum in die Förderungsmaßnahmen einzube- 

(Osnabrück) ziehen? 

(CDU/CSU) 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 

20. Abgeordneter Führen die im Einzelplan 11 des. Haushalts- 

Wawrzik Jahrs 1973 unter dem Titel 89 201 eingesetzten 

(CDU/CSU) Mittel in Höhe von 1,5 Millionen DM zu zu- 

sätzlichen Räumen für Personalunterkünfte, 
oder gehen sie zu Lasten der Bettenzahl der 
im gleichen Haus untergebrachten Klinik für 
Dermatologie und Allergie? 

21. Abgeordneter Falls die geplanten Maßnahmen zu Lasten der 

Wawrzik angeführten Klinik gehen, ist die Bundesre- 

(CDU/CSU) gierung bereit, alle Bestrebungen zu unter- 

stützen, die zu einem Ersatz für die verloren- 
gegangenen Betten oder zu einem eigenen In- 
stitut im Rahmen der Genossenschaft Sanato- 
rium Valbella am gleichen Platz führen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 

22. Abgeordneter In welchem Umfang haben im Jahr 1972 

Rollmann deutsch-amerikanische Jugendbegegnungen 

(CDU/CSU) und ein deutsch-amerikanischer Jugendaus- 

tausch stattgefimden? 

23. Abgeordneter In welchem Umfang sind diese Maßnahmen 

Rollmann aus öffentlichen Mitteln gefördert worden? 

(CDU/CSU) 

24. Abgeordneter Wird auch in der Bundesrepublik Deutsch- 

Wüster land der Farbstoff „Violett Nr. 1" zur Fär- 

(SPD) bung und Kennzeichnung von Lebensmitteln 

verwendet, und wenn ja, ist der Bundesre- 
gierung bekannt, daß dieser Farbstoff in den 
USA verboten wurde, nachdem japanische 
Wissenschaftler bei Versuchen mit Ratten 
festgestellt haben, daß diese nach Einnahme 
des Farbstoffs Krebsanzeichen aufwiesen, und 
wird die Bundesregierung dem amerikanischen 
Beispiel folgen? 
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25. Abgeordneter 

Dr. Müller- 
Emmert 

(SPD) 


In welcher administrativen Form soll nach 
Meinung der Bundesregierung das deutsdi- 
französische Jugendwerk in Zukunft seine 
Aufgaben erfüllen, und trifft es zu, daß die 
Verwaltung des DFJW ihren Sitz in Paris oder 
Versailles erhalten soll? 


26. Abgeordneter 

Dr. Müller- 
Emmert 

(SPD) 


Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung 
Überlegungen bei, in Anbetracht der europäi- 
schen Zusammenarbeit in der Jugendpolitik, 
die Verwaltung des DFJW nach Straßburg zu 
verlegen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


27. Abgeordneter Wann wird die Auto-Schnellstraße von Duis- 
Dr. Jens bürg bis Walsum über Walsum hinaus — wie 

(SPD) vorgesehen — bis Wesel verlängert werden? 


28. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die im 
nordoberpfälzischen Raum ansässige Natur- 
steinindustrie aus Grund der eingeleiteten 
Stabilitätsmaßnahmen, die zu einem fast völli- 
gen Ausfall der Bundesmittel für neue Maß- 
nahmen im Straßenbau im Bereich der Straßen- 
bauämter Bayreuth, Weiden und Amberg ge- 
führt haben, in nächster Zeit zur Entlassung 
der Arbeitskräfte und zur Stillegung der Be- 
triebe gezwungen wird, falls nicht schnellstens 
neue Aufträge kommen, und was gedenkt die 
Bundesregierung zu unternehmen, um diese 
Krise abzu wenden? 


29. Abgeordneter 

Dr. Wamke 


(CDU/CSU) 


In welcher Form ist die Bundesregierung be- 
reit, die Regionalfluglinie Hof-Bayreuth-Frank- 
furt (Main) in Anbetracht ihrer außerordent- 
lichen Bedeutung für die Verkehrsanbindung 
des nordostbayerischen Raums zu fördern? 


30. Abgeordneter Wie verläuft die geplante Trassierung der Au- 
Milz tobahn A 203 östlich von Sindorf, Kreis Berg- 

(CDU/CSU) heim (Erft)? 


31. Abgeordneter Wäre es nach Auffassung der Bundesregierung 
Milz möglich, eine Trassierung der A 203 westlich 

(CDU/CSU) von Sindorf — eventuell in Tieflage — zu rea- 

lisieren, da der Straßenverkehr in diesem Be- 
reich weniger stört und bestimmte kommunale 
Bauvorhaben in Sindorf nicht behindert? 
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32. Abgeordneter 
Möhring 
(SPD) 


33. Abgeordneter 
Lenzer 


(CDU/CSU) 


34. Abgeordneter 
Engelsberger 
(CDU/CSU) 


35. Abgeordneter 

Dr. Böhme 
(Freiburg) 

(SPD) 

36. Abgeordneter 

Dr. Böhme 
(Freiburg) 

(SPD) 


Sieht der Bundesminister für Verkehr eine 
Möglichkeit, im Rahmen der zur Zeit laufen- 
den Wirtschaftlichkeitsüberprüfungen im Be- 
reich der Wasser- und Schiffahrtsdirektion 
Hamburg zu dem Ergebnis zu kommen, das in 
Hamburg befindliche, aber für den Elbabschnitt 
Lauenburg-Schnackenburg zuständige Dezernat 
Oberelbe nach Hitzacker in die unmittelbare 
Nähe des dortigen Wasser- und Schiffahrts- 
amts zu verlegen, um durch das Zusammen- 
fassen dieser Teile einer Bundesbehörde nicht 
nur die Wirtschaftlichkeit zu erhöhen, sondern 
auch die Bedeutung des Zonengrenzstädtchens 
Hitzacker zu vergrößern und die Attraktivität 
dieses Raums zu verstärken? 

über welchen Sachstand kann die Bundesre- 
gierung bezüglich des Baus der Bundesauto- 
bahn Köln-Olpe-Hattenbach (A 73) berichten, 
und welche Möglichkeiten bestehen, eine hohe 
Dringlichkeitseinstufung zu erreichen? 

Trifft es zu, daß auf Grund massiver Einsprü- 
che und nicht zuletzt des Ankaufs von Sperr- 
gründen im Grabenstätter Moos durch den 
Bund Naturschutz eine Ausweichstraße für die 
B 299 neu überprüft wird, und welche konkre- 
ten Vorstellungen sind bejahendenfalls bis 
jetzt bereits entwickelt worden? 

Sind die Voruntersuchungen für die Auto- 
bahn Freiburg-Donaueschingen inzwischen ab- 
geschlossen, und welche Trasse wird vorge- 
schlagen? 

Ist unbeschadet der derzeitigen unterschied- 
lichen Meinungen in der Öffentlichkeit sicher- 
gestellt, daß die Autobahn mit der sogenann- 
ten Nordumgehung Freiburg vorrangig gebaut 
wird (1. Dringlichkeitsstufe), und wenn ja, bis 
wann ist mit einem Beginn der Arbeiten zu 
rechnen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie und 
für das Post- und Femmeldewesen 


37, Abgeordneter 

Dr. Evers 


(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß der Ver- 
sand von Massendrucksachen einen Umfang 
angenommen hat, der zu erheblichen Belästi- 
gungen der Bürger, zu organisatorischen Pro- 
blemen der Deutschen Bundespost und zur 
Vergrößerung der Abfallbeseitigungspröbleme 
geführt hat, und beabsichtigt die Bundesre- 
gierung Maßnahmen zur Eindämmung der un- 
erbetenen Zustellung von Massendrucksachen 
und zur Entlastung der aus öffentlichen Mitteln 
subventionierten Deutschen Bundespost? 
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38. Abgeordneter 

Dr. Evers 


(CDU/CSU) 


Gehört das Massendrucksachengeschäft zu den 
defizitären Betriebszweigen der Deutschen 
Bundespost, und wie hoch ist gegebenenfalls 
das jährliche Defizit dieses Betriebszweigs? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


39. Abgeordneter Haben für das Jahr 1973 alle Bundesländer 
Dr. Slotta Modellmaßnahmen im Berufsschulbereidi zur 

(SPD) Förderung angemeldet? 


Bonn, den 18. Mai 1973 
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